


Mitglieder die Problematik dessen, was in diesem RTS- 
Tarifvertrag festgeschrieben werden soll, noch gar nicht klar, 
sie ist n.och nicht mit der Neuen Technik konfrontiert und 
beteiligt sich vor allem, weil die Unternehmer-Angriffe stärker 
werden. 

Im Landesbezirk Nordmark hat sich eine Gruppe von direkt 
Betroffenen, vor allem aus der Setzerei von Gruner + Jahr 
genauestens mit dem Vertragstext auseinandergesetzt und 
eine grundsätzliche fachliche Kritik (mit politischer Bedeu- 
tung) daran formuliert. 

Da der Vorstand der Gewerkschaft diese Kritik ignoriert, 
verbreiten die Kollegen ihre fachlichen Einwände selbstän- 
dig und warnen vor einem Abschluß. Sie fordern eine umfas- 
sende Aufklärung unter allen Mitgliedern, um die gesamte 
Kraft der Organisation für die Durchsetzung diesergrundsätz- 
lichen Probleme einsetzen zu können. Als der ~~Mayschoss- 
Abschlußl< bekannt wird, finden gerade in den Betrieben, die 
einen tieferen Einblick in die Problematik der RTS-Tarifierung 
haben, Warnstreiks statt, die vorallemden führenden Funktio- 
nären der Gewerkschaft klarmachen, daß ein Teil der 
Mitglieder nicht einverstanden ist. Plötzlich lehnt auch einige 
Tage später die Große Tarifkommission auf Grund heftiger 
Proteste aus der Mitgliedschaft (bis hin zur Forderung nach 
Rücktritt des Vorstands) einstimmig diesen Mayschoss-Ver- 
trag ab! Das Vertrauen der betrieblich Aktiven wird durch 
diese Wechselbäder nicht größer. 

Im Februar 1978 beginnen Schwerpunktstreiks in 5 Be- 
trieben, um die Unternehmer zur Neuaufnahme der Verhand- 
lungen zu .>zwingen(.. Die Unternehmer antworten mit 
Aussperrungen? die zuerst nicht von allen Betrieben befolgt 
werden. Die Gewerkschaftsführung bleibt bei ihrer Taktik 
>C3chwerpunktstreiks<<, (die Kosten, die Kosten.. .) und 
spekuliert auf die Uneinigkeit der Unternehmer. In einer Reihe 
weiterer Betriebe wird aber die Urabstimmung durchgeführt, 
was bei den Mitgliedern die Hoffnung aufkommen Iäßt, daß 
auch sie sich in Kürze in die Reihe der kämpfenden Kollegen 
einreihen können. 

Am 9. März 1978 werden zwei weitere Betriebe in den 
befristeten Streik genommen, einen Tag später werden zwei 
andere Betriebe aus dem Streik herausgenommen. Am 15. 
März 1978 ist die Front der Unternehmerstabiler, siesperren in 
Ca. 600 Betrieben ca. 40.000 Kolleginnen und Kollegen aus. 
Am 20. März 1978 Einigung über einen RTS-Tarifvertrag.3 

Die Folgen: Die Kollegen von Madsack z. B. in Hannover ha- 
ben nicht eingesehen,warum sievonderstreikleitung nicht die 
Erlaubnis bekamen, dem Hin und Her von Aussperrung und 
Produktion in Hannover ein Ende zu bereiten durch Einglie- 
derung in den Streik anderer Zeitungsbetriebe, zur Not auch 
ohne Streikunterstützung. Diese Forderung aus der Mitglied- 
schaft ist erstmalig, weist einen richtigen Weg in die Zukunft 
und wird von der zentralen Streikleitung beiseitegeschoben. 

Die Kollegen aus der Technik Gruner + Jahr haben nicht 
eingesehen, warum sie nach mehr als 20 Warnstreiks in ihrer 
Setzerei plötzlich in der entscheidenden Phase des Arbeits- 
kampfes der einzige *Schwerpunkt<<-Streikbetrieb im Bezirk 
Nordmark sein sollten, sie waren gegen unvorbereitete 
Kampfmaßnahmen, die (aus Kostengründen) nicht alle streik- 
bereiten Kollegen einbezogen. Diese weitsichtige Uberlegung 
wurde aus den Reihen der Streikleitung als >>Streikbruch. 
diffamiert. 

Im Januar 1979 beginnen die Vorbereitungen für eine Lohn- 
runde, in der auch der Manteltarif-Vertrag (MTV) neu verhan- 
delt werden soll. Eine .grundsätzliche Forderung<< ist für die IG 
Drupa der Einstieg in die 35-Stunden-Woche (den die IG 
Metall im Dezember '78 mit dem Stahlarbeiter-Streik nicht 
erreicht hatte!). Mahlein propagiert: .Der Glaube an die eigene 
Kraft.. . sind die Quellen des Optimismus der IG Druck und 
Papier für das Jahr 1979.. . Unser Optimismusaberergibt sich 
keineswegs aus mangelnder Kenntnis der Kräfteverhältnisse 
oder aus mangelndem Verständnis der bestehenden Situation 
(!). Unser Optimismus beruht darauf, daß wir (uns) unserer 
Kraft. unserer Geschlossenheit und unserer Stärke bewußt 
sind.. 

In den folgenden Wochen wird die Mitgliedschaft für die 
Forderungen erwärmt, ohne daß erkennbar ist, in welcher 

Form die anderen DGB-Gewerkschaften den Einstieg in die 
35-Std.-Woche ~rakt isch unterstützen werden. Bevor über- - -  - - 

haupt irgendwe/che Arbeitskampfmaßnahmen in Gang kom- 
men, schließen die Tarifparteien ab. Ein plötzlich von den 
Unternehmern eingebrachtes u-nfassendes- Angebot konnte 
nicht abgewiesen werden, .schon um nicht unglaubwürdig 
(wem d. Red.) zu erscheinen.., meint Hensche 
nachträglich. Und: .Da mußten wir zupacken, zumal sie sich 
selber als unter Druck stehend bezeichneten«. Doch nicht 
etwa von der Gewerkschaft? Nein, denn »die IG Druck und 
Papier hätte.. . in diesem Frühjahr angesichts der Kräftever- 
hältnisse den Durchbruch nicht erreichen können.. . viel- 
leicht hätte für uns ... im Herbst eine gewisse Chance 
bestanden. Aber die Unternehmer haben Lohn- und 
Arbeitszeitverhandlungen gekoppelt und uns damit den 
Zeitpunkt bestimmt (!). Wirmußten mit der Faust in der Tasche 
akzeptieren... 

Gemessen an der Grundsätzlichkeit der Forderung nach 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit und den entsprechenden 
~grundsätzlichen~ Äußerungen des Vorstandes wird diese 
Forderung (die ein Ergebnis für alle ermöglicht) für ein 
Linsengericht noch vor Einsatz von Kampfmaßnahmen fallen- 
gelassen: Lohn-Zusatzanhebungen, Freischichten und Ur- 
laubstage sind auf einmal ein  erfo folg^ Vertraglich festge- 
schrieben bis 1984 wurde die Nichtbehandlung des Einstiegs 
in die 35-Std.-Woche. 

Trotz dieser deprimierend wirkenden Erfahrungen kann auf' 
dem Gewerkschaftstag 1980 im Oktober Ferlemann unterdem 
Beifall vieler Delegierter in dieser Frage Schaum schlagen: 
,>Wir können jedenfalls davon ausgehen, daß der stärkere 
Wind, der uns tarifpolitisch zur Zeit ins Gesicht bläst, kein 
vorübergehender Herbststurm ist.. . /aßt uns auch undgerade 
auf diesem Gewerkschaftstag unserer Forderung nach der35- 
Std.-Woche eine ganz klare und eindeutige Priorität einräu- 
men!. . . Wir fordern nach wie vor die 35-Stunden- Woche, und 
wir wissen, warum!<. 

Bei dieser und ähnlichen Agitations-Äußerungen bleibt es 
dann. Die ausführlichste Diskussion entsteht stattdessen an 
der Frage, unter welchen Gesichtspunkten eine zu fordernde 
neue Lohnstruktur gegliedert werden müßte. Einigkeit 
herrscht von vornherein darin, daß eine wie auch immer 
formulierte neue Lohnstruktur .>die volle Kraft der Organisa- 
tion zur Durchsetzunp (Ferlemann) erfordert. Auch in den 
Zielen ist man sich einig,die erreicht werden sollen (sieheden 
folgenden Artikel dazu). Uber die Kriterien zur Gliederung der 
verschiedenen Lohnstufen gibt es Differenzen: Die Kollegen 
aus NRW wollen im wesentlichen bei den Facharbeitern die 
Tätigkeitsjahre als Bemessung, die Kollegen aus Hessen . 
wollen dort die Qualifikation und die Arbeitsanforderung als ) 
Bemessung. Die Kollegen aus dem Hauptvorstand wollen erst- - 
mal beide Anträge in eine Kommission geben, um in Ruhe 
gründlich beraten zu können. So geschieht's denn auch . . . 

Im Frühjahr 1982 steigt dann die Lohnrunde, erweitert um 
die Forderungen nach einer neuen Lohnstruktur. Die Kommis- 
sion des Vorstandes hatte den hessischen Vorschlägen statt- 
gegeben und Forderungen formuliert. die sofort zu einigen 
wenigen, aber massiven Protesten aus Betrieben führten, die 
diese Forderungen an ihrer betrieblichen Praxis überprüften. 
Sie erklären, daß die Kriterien für die Lohngruppen der 

2 Die Aussperrung als Kampfmittel der Unternehmer wird im Manteltarif- 
vertrag neben dem Streik als Kampfmittel der Gewerkschaft erwähnt und 
somit als Instrument des Tarifpartners akzeptiert. Das zweispältige 
Verhältnis der Gewerkschaften zur Unternehmer-Aussperrung wird aus- 
führlich dargestellt in dem Artikel: »Die Gewerkschaften haben früher 
nicht so sehr über die Aussperrung gejammert- (Arpo 7/81). Dazu eben- 
falls: ,.Der juristische Kampf gegen die Aussperrung ist gescheitert.. 
(A rpo  7/80). 

3 Eine Kritik des Vertrages: .Was ist mit dem neuen Tarifvertrag anzufan- 
gen? Der eigentliche Erfolg liegt woanders- (Beilage zur Arpo 2/1. Mai 
1978) 

4 Die Bezirksverwaltung Frankfurt der IG Drupa über mittelte dem Haupt- 
vorstand vor dem Abschluß eine Einschätzung der bis dahin gelaufenen 
Tarifrunde (15.4.), in der es hieß: -Den Arbeitgebern muß eine bindende 
Erklärung darüber abgezwungen werden, ab September 1982in Verhand- 
lungen übereine neue Lohnstrukturzu treten. Wichtigste Punkt hierbeiist, 
daß von unserer Seite kelne Frlstsetzung fUr den Abschluß bekanntgege- 
ben wird. Dadurch halten wir uns den Rücken frei und haben außerdem 
genug Zeit, Klärungspositionen für unsere Interessen zu erarbeiten.. 



Facharbeiter vor allem vom Unternehmer in seinem Sinne 
angewendet werden können. Ferlernann weist dazu im Zen- 
tralorgan im März 1982 auf die Schwere der Verhandlungen 
hin und will sich nicht sintern mit solchen bewußten (!) Fehl- 
interpretationen auseinander(zu)setzen~~. Diese Diffamierung 
Ferlemanns trifft auch die Kollegen aus NRW, weil sie gleiches 
schon 1979 gegen die Vorschläge des Hauptvorstandes ein- 
wendeten. 

Die Unternehmerweigern sich während derverhandlungen, 
überhaupt über eine neue Lohnstruktur zu reden, deswegen 
Iäßt die Gewerkschaft die Verhandlungen am 1. April 
scheitern. Sie vermutet hinter der Weigerung >,taktische(< 
Gründe: ~ 1 9 8 3  stehen die Verhandlungen zum MTV an, 1984 
geht's um RTS-Tarifvertrag (und um die 35-Stunden-Woche, 
d. Red.). Gelänge es, die Verhandlungen über eine neue 
Lohnstruktur in diesem Jahr zu verhindern, dann würde es der 
Gewerkschaft schwerfallen, sie in den nächsten beiden Jahren 
erneut auf die Tagesordnung zu setzen.. . die Unternehmer 
machen den Versuch, die neue Lohnstruktur für ein paar Jahre 
in den Kühlschrank zu legen. Daß solche Spekulationen 
gefährlich sind, wurde den Unternehmern unzweideutig 
erklärt. Ein endgültiges Nein zu Verhandlungen über eine 
neue Lohnstruktur müsse in den Betrieben große Unruhe 
auslösen.- 

Genau diese Zeitverzögerung bieten die Unternehmer in der 
Schlichtungsverhandlung einige Tage später an, für Hensche 

I , ist das an dem Tag eine ~~Zumutung,  darauf >>können wir uns 
nicht  einlassen^^. Ganz so heiß wird nicht gegessen, lieber 
Kollege Hensche. Am 21. April wird abgeschlossen: Neben 
42% mehr Lohn unterschreibt die Gewerkschaft, daß Mitte 

Februar 1983 Verhandlungen über eine neue Lohnstruktur 
beginnen und ein irgendwie aussehender Vertrag dann auf 
jeden Fall spätestens am 1.1.1984 unterschrieben wird.4 Auf 
einmal will Hensche dieses als >,Erfolg verbuchen-; weil die 
Unternehmer sich bis zuletzt weigerten meinen verbindlichen 
Endtermin zu akzeptieren. Wir mußten unsererseits Wert auf 
eine solche Befristung legen, andernfalls wären wir Gefahr 
gelaufen, daß sich die Verhandlungen ewig  hinauszögern.^^ 

Diese Begründung muß von uns, weil sie ernst gemeint ist, 
als Meilenstein dieserTarifpolitik angesehen werden. Demnach 
können künftig die Gewerkschaften den Tarifschacher mit den 
Unternehmen vereinfachen und sagen: Wenn ihr schon nichts 
geben wollte, dann laßt uns wenigstens die Zeit für die 
Verhandlungen darüber befristen, das ist besser. als wenn wir 
unsere Mitglieder auffordern, Druck in den Betrieben zu 
machen, um dadurch die Verhandlungen zum Ende zu 
bringen. 

Die Folgen: Die Mitglieder lassen sich in dieser Tarifrunde 
nur äußerst schwer für die Ziele der Gewerkschaft mobilisie- 
ren. Unverständnis gegenüber den Lohnstruktur-Forderun- 
gen bei den passiven Mitgliedern, Mißtrauen über die 
Absichten der Gewerkschaftsführung bei den Aktiven 
drücken sich in den vorbereitenden Gesprächen aus. Wennes 
zu Pausenverlängerungen, gemeinsamen Betriebsratsbesu- 
chen, Warnstreiks kam, ist die Triebkraft vor allem die 
schlechte allgemeine Lage in den Betrieben und die drohende 
Gefahr der Anrechnung der Lohnerhöhung (wovor die Unter- 
nehmerverbände auch sofort ihre Mitglieder warnen, weil das 
Unruhe bringen könnte). 

Die Lage in der Gewerkschaft vor der Lohnrunde 1983: 
Vertrauensverlust in der breiten Mitgliedschaft, Zerfahrenheit 

Eingruppierungen - Abgruppierungen 
Der Landesbezirk Nordmark der IG Druck und Papier 

handelte mit dem zuständigen Arbeitgeberverein einen neuen 
Gehaltstarifvertrag für Angestellte in Zeitschriftenverlagen 
aus, der ab 1. 4. 1981 gilt. Statt bisher 5 Tarifgruppen gibt es 
nun 7. 

Zweck der Übung: Angleichung an die Tarifverträge in 
anderen Tarifgebieten und >>Entzerrung<< der bisherigen 
Tarifgruppe 3, nach der die meisten Angestellten bezahlt 
wurden. So sollte das Tarifgehalt der Betroffenen angehoben 
und die Spanne zwischen Tarif- und (höherem) Effektivgehalt 
verringert werden. 

Der Vertrag wurde sehr bald kritisiert: die Tätigkeitsmerk- 
male, nach denen eintarifiert werden sollte, seien zu allgemein 
gehalten, die Tätigkeitsbeispiele, die Hinweise auf die 
>>korrekte. Eingruppierung geben sollten, seien lückenhaft. 

Die Betriebsräte machten sich an die Arbeit und handelten 
mit ihren Unternehmern die Angestelltentarife neu aus. Das 
Ergebnis sieht bei Gruner + Jahr (Geschäftsjahr 1980: 80 
Millionen DM Gewinn bei 1 Milliarde DM Umsatz, Geschäfts- 
jahr 1981: 1,6 Milliarden DM Umsatz) folgendermaßen aus: 

Ungefähr 1200 Angestellte waren einzugruppieren. Davon 
waren nach der Eingruppierung durch die Personalabteili~ng 
ca. ein Drittel der Fälle strittig, d. h. die Eingruppierung durch 
die Personalabteilung war niedriger, als der Betriebsrat oder 
die Betroffenen selbst dies anhand des Vertrages errechnet 
hatten. 

Diese Kolleg(inn)en mußten, um eine richtige, angemessene 
Eingruppierung zu erreichen, persönlich Einspruch bei der 
Personalabteilung einlegen. Das machten 344 Kolleg(inn)en. 
Für den Betriebsrat bedeutete das: 344 Einzelberatungen, 344 
Schreiben. 

Dann begannen die Verhandlungen zwischen Betriebsrat 
und Geschäftsleitung. Letztere hatte es damit nicht eilig. 
Anfang April 1982, ein Jahr nach Gültigkeitsbeginn des 
Vertrages, ein halbes Jahr nach der ersten Eintarifierungs- 
runde, sind die Verhandlungen abgeschlossen und die 
Verhältnisse klar: 198 Fälle bleiben strittig. 

Nun müssen die Arbeitsgerichte angerufen werden. Dies 
müssen die Betroffenen allerdings selbst machen, wenn sie 
eine richtige, angemessene Eingruppierung erreichen wollen. 

Wenn der Betriebsrat in diesem Fall das Arbeitsgericht anruft, 
kann er nämlich nureine Aufhebung derjetzigen, derfalschen 
Eingruppierung erreichen. Eine >>richtige<< Eingruppierung 
kann es nach >.unserem<< Tarifrecht nur nach Klage der oder 
des Betroffenen geben. 

Nun hatte Gruner + Jahr von Anfang an kalkuliert, daß ein 
Teil der Betroffenen nach einiger Zeit den Mut zur 
Auseinandersetzung mit der Geschäftsleitung verlieren 
würde. Und von den 198 Ubriggebliebenen werden wohl 
zunächst nur 20 bis 30 Leute klagen, vielleicht werden dadurch 
noch einige Kolleg(inn)en mitgezogen. Die Mehrheit der jetzt 
strittig Eingruppierten wird sich allerdings mit der falschen 
Eingruppierung, mit ihrer faktischen Abgruppierung abfinden. 

Auffällig ist, daß vor allem Sekreträrinnen und Sachbearbei- 
ter im Verwaltungsbereich 4alsch<c eingruppiert wurden, also 
Bereiche, in denen EDV eingeführt wurde oder wird. 

Als Fazit kann festgehalten werden, daß diese Art 
gewerkschaftlicher Tarifpolitik höchst zweifelhaft ist. Es 
ermöglichte den Unternehmern, ihre Angestellten möglichst 
niedrig einzugruppieren, um so die Lohn- und Gehaltskosten 
zu senken. 

Für die Betriebsräte und Vertrauensleute bedeutet dieser 
Tarifvertrag jede Menge Arbeit, die nicht abreißen wird. Und 
stellt man sich einmal vor, daß tatsächlich 198 Kolleg(inn)en 
beim Arbeitsgericht klagen würden und rechtlich vertreten 
werden müßten: die Hamburger DGB-Rechtsstelle, sowieso 
überlastet, würde zusammenbrechen. Da kann der DGB froh 
sein, daß viele Kolleg(inn)en auf ihre Rechte verzichten werden. 

Einen positiven Aspekt der Geschichte wollen wir nicht 
verbergen: im Zuge der Eintarifierungs-Diskussion sind 
etliche Kolleg(inn)en in die Gewerkochaft eingetreten. 
Allerdings rnuß man sich fragen, was diese neuen Mitglieder 
sich von einer Organisation erhoffen können, deren tarifpoli- 
tischer Spielraum immer enger wird und gegen Null tendiert. 

Es ist dann den Betriebsräten überlassen, diese Vereinba- 
rungen .mit Leben zu füllen., „soviel wie möglich rauszuho- 
lern. Dies hängt entscheidend von der wirtschaftlichen 
Situation des Betriebes und der betrieblichen Stärke der 
Gewerkschaft ab. Mit anderen Worten: die Auseinanderset- 
zungen um Tarife verlagern sich immer mehr von der Ebene 
der Gesamtorganisation auf die betriebliche Ebene. 





Kollegen in den Gewerkschaften regional und überregional bundesweit aus der gesamten Organisation durchbrochen 
zusammenarbeiten. Das ist der Sinn unserer Kritik. werden. Nur wenn dieser Weg zu erkennen ist, kann erwartet 

Wir fordern deshalb zur Diskusslon folgender Thesen auf: 

Die IG Drupa steht vor einer Reihe Tarifverhandlungen in 
1983/84, die jede für sich nur mit Kampfmaßnahmen noch 
durchsetzbar sind. Für Kampfmaßnahmen zu mobilisieren, 
wird beim derzeitigen Zustand der Mitgliedschaft um so 
schwieriger, je mehr es um Forderungen geht, die nurfür Teile 
der Mitgliedschaft k~nkre t  >,etwas bringen<<. 

Die Unternehmer haben zur Zeit alle wirtschaftlichen 
Trümpfe in der Hand. sie werden jede Tarifverhandlung nut- 
zen, um die Mitglieder der Gewerkschaft .zur Ruhe. zu ver- 
pflichten, auch wenn es sie in nebensächlichen Fragen (Frei- 
schichten, Urlaub) etwas ,>kostet<<. 

Taktik der Unternehmer wird es sein, auf Nebenkriegs- 
schauplätze auszuweichen und die Gewerkschaftsorganisa- 
tion dort so lange wie möglich in Verhandlungen zu binden 
und zu verschleißen. Die Taktik der Gewerkschaft muß dem 
entgegenwirken, also müssen Forderungen für Einzelgruppen 
zurückgestellt werden und dieses in der Mitgliedschaft disku- 
tiert werden. 

Tarifpolitische Pilotfunktionen wie die der 1G Metall und 
ihre schädlichen Auswirkungen auf die Mobilisierbarkeit der 
IG Drupa-Mitglieder lassen sich nur verhindern, indem in bei- 
den Gewerkschaften darauf hingewirkt wird, daß gleiche For- 
derungen zur selben Zeit aufgestellt werden, so daß die 
Voraussetzungen für das Zusammenschließen im Kampf über 
eine Industriegewerkschaft hinaus möglich wird. 

Entzünden sich irn Bereich der Druckindustrie lokal 
begrenzte Auseinandersetzungen (Streiks in Bremen, Blok- 
kade des Times-Drucks in Frankfurt, Blockade der Ausliefe- 
rung von Streikbrucharbeiten in Ahrensburg/HH, Blockade 
von Maschinenabbau in Taunusstadt), muß die lokale 
Beschränktheit unverzüglich durch Unterstützungsaktionen 

werden, daß Arbeiter und Angestellte (auch aus anderen 
Branchen) die IG Drupa alseineOrganisation anerkennen, die 
für ihre Mitglieder eintritt. 

Solidarität und Widerstandsfähigkeit lernen die Arbeiter 
und Angestellten nur in gemeinsamen praktischen Aktionen. 
Für gemeinsame Aktionen lassen sie sich aber nur mobilisie- 
ren, wenn sie ihr grundsätzliches Interesse, Arbeitsplatzsi- 
cherheit und Arbeitsentlastung ausdrücken können. Das 
drückt sich z. B. in der Forderung nach der35-Stunden-Woche 
aus. Eine Forderung nach der 35-Stunden-Woche ist 
branchenübergreifend. Das bisher folgenlose Solidaritäts- 
gerede im DGB ließe sich, indem die IG Drupa praktische 
Aktionen zusammen mit anderen Einzelgewerkschaften ini- 
tiiert, um so eine Sogwirkung auf andere Arbeitx und Ange- 
stellte auszuüben. 

Eine Forderung nach der 35-Stunden-Woche kann alle 
Altersgruppen, Männer und Frauen, interessieren, im Gegen- 
satz zu irgendwelchen Rentenregelungen, die letztendlich 
Zustimmung ZU verdecktem Arbeitsplatzabbau sind. 

Eine Forderung nach der 35-Stunden-Woche ist unter 
heutigen Arbeits- und Produktionsbedingungen eine Abwehr- 
forderung. Sie bringt keine ~~Lebensqualität~~ oder >>Humani- 
sierung<<, sondern drängt nur in den letzten Jahren dazu 
gekommene Arbeitsbelastungen an einer Stelle, der Arbeits- 
zeit, zurück. 

Neu auf uns zukommende Angriffe in bisher sicher schei- 
nenden Bereichen (Karenztage, Medikamente) können nur 
abgewehrt werden, wenn die IG Drupa möglichst auf Allein- 
gänge verzichtet, stattdessen Aktionen zusammen mit an- 
deren Gewerkschaften initiiert, bzw. zur Beteiligung an 
Aktionen anderer Gewerkschaften aufruft. 

September 1982 

Was ist unter Lohnstruktur zu verstehen? 
Mit Lohnstruktur ist gemeint die Abstufung der Löhne 

innerhalb eines Lohntarifvertrages in Lohngruppen und ihre 
sachliche Begründung. - Nach dem zweiten Weltkrieg. noch unter der Besatzungs- 
macht, gab es im ersten abgeschlossenen Lohntarifvertrag der 
IG Druck und Papier -noch 40 Facharbeiterlohnstufen und48 
Hilfsarbeiterlohnstufen, insgesamt 88 Lohnstufen mit einer 
Prozentspanne von 24,3 bis 120 O/O des Ecklohnes.. .l Allerdings 
traten die 18 untersten Lohnstufen in derPraxis nicht auf, weil 
„die Kontrolldirektive Nr. 14 (der Al liierten, d. Red.) Mindest- 
I6hne vorschrieb, die bei24,3 % vom Ecklohn noch unterschrit- 
ten worden wären. So rnußten sich die deutschen Unterneh- 
mer von den Militärs der Siegermächte die Grenze aufzeigen 
lassen, die sie nicht unterschreiten durften.. Frage: warum 
eigentlich nicht von der Gewerkschaft, die doch dieTarife mit 
den Unternehmern aushandelte und unterschrieb? 

In den folgenden Jahren handelte die Gewerkschaft zuerst 
die Ortsklassen (je kleiner der Ort, desto weniger Lohn) weg, 
1966 war die letzte beseitigt. Die Altersklassen (je jünger, 
desto weniger Lohn) reduzierten sich bis heute auf 2 Klassen 
bei den Facharbeitern (und zwar Tätigkeltsjahre: während des 
ersten Gehilfenjahreslnach dem ersten Gehilfenjahr) und auf 
3 Lebensaltersklassen bei den Hilfsarbeitern. 

Die heute vorhandenen Lohnstufen unterscheiden sich aber 
auch noch nach Qualifikation. 

Der Handsetzer, Drucker, Buchbinder, Lithograf usw. erhält 
nach abgeschlossener Lehre zum Facharbeiter und nach 

R. Burkhardt, Ein Kampf ums Menschenrecht, Hundert Jahre Tarifpolitik 
der IG Druck und Papier, Stuttgart 1974. C. 159. 

einem Gehilfenjahr den Facharbeiter-Ecklohn, der den Dreh- 
und Angelpunkt der Lohnstruktur ausmacht: er wird mit 100% 
gesetzt. von ihm ausgehend werden alle anderen Lohngrup- 
pen prozentual auf- und abgruppiert. Ein Handsetzer kann 
eine höhere Lohngruppe erreichen (wenn der Unternehmeres 
ihm ermöglicht), indem er eine halbjährige Weiterbildung zum 
Korrektor (107,5% des Ecklohnes) oder zum Maschinenset- 
zer (120% des Ecklohnes) mitmacht. Anderen Ecklöhnern aus 
den Berufen Druck, Druckformherstellung, Bildherstellung, 
Repro usw. ist eine tarifliche Höhergrupplerung durch Quali- 
fikation nicht möglich. 

Bei den Hilfsarbeitern bestehen noch 5 Qualifikationsgrup- 
pen, von „einfache Arbeiten ohne besondere Vorkenntniss~c 
(I) bis zu Arbeit?!% die~fachliche Einarbeitung, erhöhte Eigen- 
verantwortung und Berufserfahrung erfordern.. (V). Die 
niedrigste Lohngruppe beginnt in der niedrigsten Altersstufe 
mit 62,8% des Ecklohnes. Die höchste Lohngruppe in der 
höchsten Altersstufe erreicht dann die Lohnhöhe eines Fach- 
arbeiters im ersten Gehilfenjahr, also 89?5 des Ecklohnes. 
Jahrelange Erfahrung in Betrieben belegt, daß viele Frauen in 
der Weiterverarbeitung .körperliche Arbeiter, die sie tatsäch- 
lich leisten, nicht tariflich bezahlt bekommen, weil das angeb- 
lich nur Männer können. Die Frauen bleiben in Gruppe III, 
Gruppe IV ist nur Männern vorbehalten. Die Gruppe V, ,>fach- 
liche Einarbeitung, Berufserfahrung. . .C< erreichen Frauen 
nur ausnahmsweise. 

Dlese Lohnstruktur ist überholt 
Die Forderung nach einer Revision der Lohnstruktur tauchte 

auf allen Gewerkschaftstagen seit 1952 mehr oder weniger 
intensiv auf. 1959 wurde beschlossen, eine Kommission einzu- 
richten, die Vorschläge ausarbeiten sollte. 
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